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Stadt Braunschweig
Der Oberbürgermeister

Protokoll

Sitzung des Rates der Stadt Braunschweig - Hybridsitzung

Sitzung: Dienstag, 18.02.2025

Ort: Rathaus, Großer Sitzungssaal, Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braun-
schweig

Beginn: 14:00 Uhr

Ende: 18:27 Uhr

Ratsmitglieder (in Klammern) verhindert, * per Video, übrige Teilnehmer/innen in Präsenz

Frau Antonelli-Ngameni Frau Köhler
Frau Arning Herr Köster
Herr Bach Herr Kühn
Herr Bader * (Herr Lehmann)
Frau Bartsch Frau Lerche
Herr Behrens Frau Maul
Herr Böttcher Herr Mehmeti *
Herr Bratmann (Herr Merfort)
Herr Bratschke Herr Möller
(Frau Braunschweig) Frau Mundlos *
Herr Disterheft Frau Ohnesorge
Frau Dr. Flake Herr Dr. Plinke
Herr Flake Herr Pohler
Herr Glogowski Frau Saxel
Frau Glogowski-Merten Herr Schatta
Frau Göring Herr Schnepel
Herr Graffstedt Frau Schütze
Frau Hahn Herr Sommerfeld
Frau Hillner (Herr Stühmeier)
Frau Ihbe Herr Swalve
Frau Jalyschko Herr Täubert
Frau Jaschinski-Gaus * Herr Volkmann
Frau Johannes Frau vom Hofe
Herr Jonas Frau von Gronefeld
Frau Kaphammel Herr Wendt
Frau Kluth Herr Winckler
Herr Knurr Herr Wirtz

Verwaltung:
Oberbürgermeister Dr. Kornblum
Erster Stadtrat Geiger
Stadtrat Dr. Pollmann
Stadtbaurat Leuer
Dezernentin Prof. Dr. Hesse
Stadträtin Dr. Rentzsch
Dezernent Leppa
Ltd. Gewerbedirektor Gekeler
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Protokoll

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung der Sitzung
Ratsvorsitzender Graffstedt eröffnet um 14:03 Uhr die Sitzung und begrüßt die Zuhörer-
innen und Zuhörer. Er stellt fest, dass die Einladung rechtzeitig zugegangen ist und der
Rat ordnungsgemäß geladen sowie beschlussfähig ist.

Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass die Sitzung in hybrider Form stattfindet,
also neben den in Präsenz Anwesenden auch Ratsmitglieder per Videokonferenz an der
Sitzung teilnehmen. Er benennt die entschuldigten sowie die per Videokonferenz zugeschal-
teten Teilnehmerinnen und Teilnehmer und stellt fest, dass die übrigen Teilnehmerinnen und
Teilnehmer im Saal anwesend sind.

Sodann gibt Ratsvorsitzender Graffstedt Hinweise zur Durchführung der Sitzung in hybrider
Form und teilt mit, dass den Ratsmitgliedern nach Versand der Tagesordnung noch folgende
Beratungsunterlagen zugegangen sind:

Zu TOP 16.4: Mobilitätsentwicklungsplan 2035+
Änderungsantrag 24-24770-03

Zu TOP 16.5: Mobilitätsentwicklungsplan 2035+
Änderungsantrag 24-24770-04

Zu TOP 24.1: Leistungsverträge I (Straßenreinigung und Winterdienst)
und II (Abfallwirtschaft) zwischen der Stadt Braunschweig
und der ALBA Braunschweig GmbH; weitere Klarstellungsvereinbarung
Mitteilung 25-25161-01

Ratsvorsitzender Graffstedt teilt weiter mit, dass aus der Politik heraus der Wunsch geäußert
worden ist, die inhaltsgleichen Anträge 25-25134 „Festlegung einer Vorzugsvariante für die
weitere Planung eines Ersatzes für den bestehenden Bahnübergang Grünewaldstraße“ und
25-25141 „Bürgerbegehren Grünewaldstraße umsetzen“ unter den Tagesordnungspunkten
4.3 und 4.4 gemeinsam zu behandeln. Er stellt fest, dass hiergegen kein Widerspruch er-
hoben wird und der Rat einverstanden ist, so zu verfahren.

Ratsvorsitzender Graffstedt weist ferner darauf hin, dass die Tagesordnungspunkte 22 bis 24
zur Beratung in nichtöffentlicher Sitzung vorgesehen sind. Er stellt fest, dass auch hiergegen
kein Widerspruch erhoben wird und der Rat einverstanden ist, so zu verfahren.

Anschließend lässt Ratsvorsitzender Graffstedt über die Tagesordnung abstimmen und stellt
fest, dass diese einstimmig angenommen wird.

Der Rat tritt um 14:10 Uhr in die Beratung ein.

2. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 17.12.2024

Ergebnis:
Das Protokoll der Sitzung vom 17.12.2024 wird einstimmig genehmigt.

3. Mitteilungen
Es liegen keine Mitteilungen vor.
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4. Anträge

4.1. Wohnungslosigkeit bis 2030 überwinden
Antrag der Gruppe Die FRAKTION. BS

24-24648

4.1.1. Wohnungslosigkeit bis 2030 überwinden - Änderungsantrag
Änderungsantrag der Fraktionen der SPD, CDU, Bündnis 90/
Die GRÜNEN und der Gruppe Die FRAKTION. BS

24-24648-01

Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu dem Antrag 24-24648 der ersetzende
Änderungsantrag 24-24648-01 vorliegt. Ratsfrau Ohnesorge bringt den interfraktionellen
Änderungsantrag ein und begründet diesen. Nach der Aussprache lässt Ratsvorsitzender
Graffstedt über den Änderungsantrag 24-24648-01 abstimmen.

Beschluss zu Änderungsantrag 24-24648-01:
1. Die Verwaltung wird gebeten, zeitnah zu prüfen, wie in einem partizipativen Prozess unter
Einbeziehung aller Akteure und Fachbereiche ein kommunaler Aktionsplan erstellt werden
kann, in Anlehnung an den „Nationalen Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit“. Aufbauend
auf den bereits schon bestehenden vielfältigen Beratungs- und Unterstützungsangeboten
soll in Braunschweig das bestehende Wohnungsangebot für Obdachlose optimiert werden.

2. Die Verwaltung wird gebeten, den zu beteiligenden Gremien zwecks weiterer Bearbeitung
und gezielter Beschlussfassungen darzulegen, welche Maßnahmen entsprechend dem
Nationalen Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit sich auf Braunschweig übertragen lassen,
mit weiteren bedürfnisgerechten Unterstützungsmaßnahmen, mit abgestufter Zeitschiene,
finanziell und organisatorisch erforderlichen Mitteln und einer ersten groben Einschätzung
eines erforderlichen Wohnraumbedarfs.

3. Der Prozess soll interdisziplinär ausgerichtet sein, ein Beratungsangebot nach dem
Housing-First-Ansatz vorsehen und eine Zielgruppenanalyse, wie zum Beispiel der Situation
älterer, behinderter wohnungsloser Menschen, Frauen und Familien, beinhalten.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen

4.2. Weiteren Verlust von Sozialwohnungen stoppen
Antrag der Gruppe Die FRAKTION. BS

24-24910

4.2.1. Weiteren Verlust von Sozialwohnungen stoppen
Stellungnahme der Verwaltung

24-24910-01

Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu dem Antrag 24-24910 die Stellung-
nahme 24-24910-01 vorliegt. Ratsfrau Ohnesorge bringt den Antrag ein und begründet
diesen. Im Anschluss an die Aussprache lässt Ratsvorsitzender Graffstedt über den Antrag
24-24910 abstimmen.

Beschluss:
1. Der Rat erneuert seinen Beschluss zum Kommunalen Handlungskonzept für bezahlbaren
Wohnraum 2017 und fordert die Verwaltung auf, pro Jahr weiterhin mindestens 50 Belegungs-
und Mietpreisbindungen anzukaufen. Sollte das nicht möglich sein, wird die Verwaltung
gebeten jährlich zu berichten, welche Versuche sie konkret unternommen hat.

2. Die Verwaltung wird außerdem gebeten, die seit Jahren von der Grundstücksgesellschaft
Braunschweig (GGB) vorgehaltene Fläche für Wohnen dem Bereich Wohnen tatsächlich zur
Verfügung zu stellen.

3. Die Verwaltung wird gebeten, ein Konzept zur personellen und wirtschaftlichen Stärkung
der Nibelungen Wohnbau GmbH zu erarbeiten, damit die von der Grundstücksgesellschaft
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Braunschweig zur Verfügung gestellten Flächen von der Niwo entwickelt und die entstehenden
Wohnungen in den eigenen Bestand überführt werden können.

4. Zur besseren sozialräumlichen Verteilung der Sozialwohnungen und zum Ausgleich
der Verluste der letzten Jahre sollen nach Möglichkeit in den folgenden Bereichen frühere
Belegungs- und Mietpreisbindungen angekauft oder neue Sozialwohnungen entstehen:
Veltenhof, Broitzem, Stöckheim und Wenden und in den statistischen Bezirken Hohetor (04),
Neustadt (05), Hauptbahnhof (21), Zuckerberg (23), Alt Lehndorf (29), Ölper (36), Rühme
West (40), Schuntersiedlung (44), Bienrode (46), Mastbruch (51), Lindenberg (52), Geitelde
(57), Stiddien (58), Harxbüttel (62), Thune (63), Bevenrode (65) und Schapen (69).

Abstimmungsergebnis:
bei wenigen Fürstimmen und einigen Enthaltungen abgelehnt

Ergebnis:
Die Stellungnahme 24-24910-01 wird zur Kenntnis genommen.

4.3. Festlegung einer Vorzugsvariante für die weitere Planung eines
Ersatzes für den bestehenden Bahnübergang Grünewaldstraße
Antrag der SPD-Fraktion

25-25134

4.4. Bürgerbegehren Grünewaldstraße umsetzen
Antrag der CDU-Fraktion

25-25141

Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass die Anträge 25-25134 und 25-25141
inhaltsgleich sind und, wie zu Beginn der Sitzung festgelegt, gemeinsam behandelt werden.
Er teilt mit, dass der Verwaltungsausschuss über beide Anträge gemeinsam in geänderter
Fassung abgestimmt hat und benennt die geänderte Beschlussempfehlung.

Anschließend bringen Ratsfrau Hahn den Antrag 25-25134 und Ratsherr Köster den Antrag
25-25141, beide in der Fassung der Beschlussempfehlung des Verwaltungsausschusses,
ein und begründen diesen jeweils.

Nach der Aussprache stellt Ratsvorsitzender Graffstedt die Anträge 25-25134 und 25-25141
in der geänderten Fassung der Beschlussempfehlung des Verwaltungsausschusses gemein-
sam zur Abstimmung.

Beschluss zu Antrag 25-25134 (geändert) und Antrag 25-25141 (geändert):
1. Der Beschluss des Ausschusses für Mobilität, Tiefbau und Auftragsvergaben vom
28. September 2023 zur „Festlegung einer Vorzugsvariante für die weitere Planung eines
Ersatzes für den bestehenden Bahnübergang Grünewaldstraße“ (Drs. 23-21448) wird auf-
gehoben.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Planung der Variante 0+ mit Wiederherstellung eines
Bahnübergangs mit zusätzlichen Signalen zur Optimierung der Schrankenschließzeiten als
Vorzugsvariante der Stadt Braunschweig gemeinsam mit der Deutschen Bahn AG und dem
Regionalverband Großraum Braunschweig weiter voranzutreiben.

3. Der für den 11. Mai 2025 angesetzte Bürgerentscheid entfällt (§ 32 Abs. 7 Satz 5 NKomVG).

Abstimmungsergebnis (gemeinsame Abstimmung der Anträge 25-25134 und 25-25141):
bei einigen Gegenstimmen und zwei Enthaltungen beschlossen
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4.5. Förderung zur Sanierung des Gliesmaroder Bades
Antrag der BIBS-Fraktion

25-25181

Ratsvorsitzender Graffstedt weist auf die vorliegende Empfehlung des Verwaltungsaus-
schusses hin, den Antrag 25-25181 zur Vorberatung in den Sportausschuss zu verweisen.
Ratsfrau Arning bringt den Antrag ein und begründet diesen. Anschließend lässt Rats-
vorsitzender Graffstedt über die Verweisung in den Sportausschuss abstimmen.

Beschluss (geändert):
Der Antrag 25-25181 wird zur Vorberatung in den Sportausschuss verwiesen.

Abstimmungsergebnis (zum Verweisungsbeschluss):
bei zwei Gegenstimmen beschlossen

4.6. Verweis auf die Ombudsstelle im Bereich der Jugendhilfe
Antrag des Ratsherrn Glogowski

25-25187

Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass der Antrag 25-25187 in die Beschluss-
zuständigkeit des Jugendhilfeausschusses fällt und der Verwaltungsausschuss empfiehlt,
den Antrag zuständigkeitshalber dorthin zu verweisen. Ratsherr Glogowski bringt den Antrag
ein und begründet diesen. Anschließend lässt Ratsvorsitzender Graffstedt über die Verwei-
sung in den Jugendhilfeausschuss abstimmen.

Beschluss (geändert):
Der Antrag 25-25187 wird zuständigkeitshalber in den Jugendhilfeausschuss verwiesen.

Abstimmungsergebnis (zum Verweisungsbeschluss):
bei einer Gegenstimme und drei Enthaltungen beschlossen

5. Umbesetzung und Änderungen in Ausschüssen sowie in der
Entsendung von Bürgermitgliedern

25-25188

Beschluss:

1. Umbesetzung in Ausschüssen

Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung
- Ratsherr Frank Täubert wird anstelle von Ratsherrn Sven-Markus Knurr als Mitglied

im Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung benannt.
- Ratsfrau Heidemarie Mundlos wird anstelle von Ratsherrn Frank Täubert als Stell-

vertreterin im Ausschuss für Finanzen, Personal und Digitalisierung benannt.

Ausschuss für Kultur und Wissenschaft
- Ratsfrau Antje Maul wird anstelle von Ratsherrn Sven-Markus Knurr als Mitglied

im Ausschuss für Kultur und Wissenschaft benannt.
- Ratsherr Maximilian Pohler wird anstelle von Ratsfrau Antje Maul als Stellvertreter

im Ausschuss für Kultur und Wissenschaft benannt.

Ausschuss für Planung und Hochbau
- Ratsherr Thorsten Köster wird anstelle von Ratsherrn Sven-Markus Knurr als Stell-

vertreter im Ausschuss für Planung und Hochbau benannt.

Ausschuss für Vielfalt und Integration
- Ratsherr Oliver Schatta wird anstelle von Ratsherrn Sven-Markus Knurr als Stell-

vertreter im Ausschuss für Vielfalt und Integration benannt.
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2. Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 3 NKomVG

Der fraktions-/gruppenlose Ratsherr Sven-Markus Knurr wird beratendes Mitglied
(Grundmandat gemäß § 71 Abs. 4 Satz 3 NKomVG) im Ausschuss für Kultur und
Wissenschaft.

3. Änderung in der Entsendung von Bürgermitgliedern

Ausschuss für Mobilität, Tiefbau und Auftragsvergaben
- Anstelle von Herrn Shivam-Ortwin Tokhi wird Herr Jens Lüttge als Bürgermitglied

im Ausschuss für Mobilität, Tiefbau und Auftragsvergaben benannt.

Abstimmungsergebnis:
bei einer Enthaltung beschlossen

6. Zusammensetzung des Jugendhilfeausschusses 25-25186

Beschluss:
Frau Sarah Mick wird als stimmberechtigtes Mitglied im Jugendhilfeausschuss benannt.
Herr Martin Fuchs wird als stellvertretendes stimmberechtigtes Mitglied im Jugendhilfe-
ausschuss benannt.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen

7. Bestellung eines städtischen Vertreters im Aufsichtsrat
der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig

25-25128

Beschluss:
Herr Ratsherr Sven-Markus Knurr wird aus dem Aufsichtsrat der Nibelungen-Wohnbau-
GmbH Braunschweig abberufen und

Herr Ratsherr Thorsten Köster
(Vorschlagsrecht der CDU-Fraktion)

wird in den Aufsichtsrat der Nibelungen-Wohnbau-GmbH Braunschweig entsandt.

Abstimmungsergebnis:
bei einer Enthaltung beschlossen

8. Beitritt zum Verein Wasserstoff Campus Salzgitter e.V.
und Teilnahme am Förderprojekt Wasserstoffregion SON

25-25167

Ratsvorsitzender Graffstedt stellt die Vorlage 25-25167 nach Aussprache zur Abstimmung.

Beschluss:
1. Die Stadt Braunschweig tritt zum 01.03.2025 dem Wasserstoff Campus Salzgitter e.V. 

bei. 
2. Die Stadt Braunschweig beteiligt sich am Förderprojekt zur Wasserstoffregion SON.

Abstimmungsergebnis:
bei zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung beschlossen
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9. Berufung eines Prüfers im Rechnungsprüfungsamt 25-24939

Beschluss:
Der Beschäftigte Peter Meyer wird gem. § 154 Abs. 2 des Nieders. Kommunalverfassungs-
gesetzes - NKomVG - zum Prüfer beim Rechnungsprüfungsamt berufen.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen

10. Klarstellungsbeschluss über § 3 der Haushaltssatzung 2025/2026 25-25180

Beschluss:
In § 3 der Haushaltssatzung 2025/2026 der Stadt Braunschweig wird der Gesamtbetrag
der Verpflichtungsermächtigungen in der Stadt Braunschweig - abweichend von der am
17. Dezember 2024 beschlossenen Fassung der Haushaltssatzung (Anlage 1 zur DS
24-24845 - für das

Haushaltsjahr 2025 auf 209.985.900 Euro und für das 
Haushaltsjahr 2026 auf 322.267.400 Euro festgesetzt.

Abstimmungsergebnis:
bei einigen Enthaltungen beschlossen

11. Haushaltsvollzug 2024 hier: Zustimmung zu über- und außerplan-
mäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bzw. Verpflichtungs-
ermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 NKomVG

25-25118

Beschluss:
Den in der Vorlage aufgeführten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Aus-
zahlungen bzw. Verpflichtungsermächtigungen gemäß §§ 117 und 119 Abs. 5 NKomVG
wird unter Inanspruchnahme der aufgezeigten Deckungsmittel zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen

12. Annahme oder Vermittlung von Zuwendungen über 2.000 € 25-25037

Beschluss:
1. Der Annahme bzw. Vermittlung der in den Anlagen aufgeführten Zuwendungen wird
zugestimmt.

2.1. Der Annahme der Zuwendung im Rahmen einer Erbschaft von Herrn Hans Walter
Heinrich Ballüer wird zugestimmt.

2.2. Für den Fall, dass sich aus dem weiteren Verfahren eine Überschuldung des Nachlasses
herausstellen sollte, wird die Verwaltung ermächtigt, die für eine Ausschlagung des Nachlas-
ses erforderlichen Erklärungen abzugeben.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen
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13. Änderung der Benutzungs- und Gebührensatzung
für die Stadtbibliothek Braunschweig

25-25031

Beschluss:
Die sechste Satzung zur Änderung der Benutzungs- und Gebührensatzung für die Stadt-
bibliothek Braunschweig wird in der als Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen.

Abstimmungsergebnis:
bei wenigen Enthaltungen beschlossen

14. Festsetzung von Teilnahmeentgelten für die geplanten Ferien-
freizeiten (FaBS) des Fachbereichs Kinder, Jugend und Familie
in 2025

24-24908

Beschluss:
Die Teilnahmeentgelte für die geplanten Ferienfreizeiten des Fachbereiches Kinder,
Jugend und Familie in den Oster-, Sommer- und Herbstferien 2025, in den Weihnachtsferien
2025/2026 sowie für die Familienfreizeit 2025 und die „Ferien, die schlauer machen“ werden
wie folgt festgesetzt:

Die Osterferienfreizeit im Schullandheim des Märkischen Kreises auf Norderney soll vom
12. bis 19. April 2025 stattfinden.

 451,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig
 491,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs

und/oder wohnhaft in einer Einrichtung der stationären Jugendhilfe

Die Familienfreizeit auf dem Kinder- und Jugendzeltplatz Lenste soll vom 3. bis 10. Mai 2025
stattfinden.

 294,- € pro Elternteil wohnhaft in Braunschweig
   86,- € pro Kind unter 3 Jahren
 261,- € pro Kind von 3 bis 6 Jahren

 334,- € pro Elternteil wohnhaft außerhalb Braunschweigs
 126,- € pro Kind unter 3 Jahren
 301,- € pro Kind von 3 bis 6 Jahren

Die Sommerfreizeit auf dem Kinder- und Jugendzeltplatz Lenste soll vom 26. Juli bis
9. August 2025 stattfinden. Aus pädagogischen Gründen wird sie als eine lange Freizeit
durchgeführt, aber im Vergleich zu 2023 um zwei Tage gekürzt.

 400,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig
 550,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs

und/oder wohnhaft in einer Einrichtung der stationären Jugendhilfe

Die Herbstfreizeit im Schulland- und Jugendheim Berlin in Braunlage/Hohegeiß soll vom
11. bis 18. Oktober 2025 stattfinden.

 291,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig
 331,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs

und/oder wohnhaft in einer Einrichtung der stationären Jugendhilfe

Die Herbstfreizeit „Ferien, die schlauer machen“ im Naturfreundehaus Bündheim soll vom
13. Oktober bis 24. Oktober 2025 stattfinden.

 60 € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig



12

Die Winterfreizeit im Schulland- und Jugendheim Berlin in Braunlage/Hohegeiß soll vom
28. Dezember 2025 bis 4. Januar 2026 stattfinden.

 309,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft in Braunschweig
 349,- € pro Teilnehmerin/Teilnehmer wohnhaft außerhalb Braunschweigs

und/oder wohnhaft in einer Einrichtung der stationären Jugendhilfe

Bei der Kalkulation der Entgelte für die Freizeiten von Ferien außerhalb Braunschweigs
(FaBS) finden folgende Berechnungsdetails weiterhin Anwendung:

 Die Gewährung eines Zuschusses von 5,00 € pro Person pro Tag für Teil-
nehmende aus Braunschweig sowie dem Betreuungspersonal für alle FaBS-
Ferienfreizeiten (Oster-, Familien-, Sommer-, Herbst- und Winterfreizeit).

Dieser Zuschuss wird allen nicht städtischen Trägern der Jugendhilfe bei Ferien-
maßnahmen gewährt. Analog wird er auch bei der Ermittlung der Teilnehmer-
beiträge für FaBS-Ferienfreizeiten gewährt.

 Für Teilnehmende aus Braunschweig wird für die Sommerfreizeit in Lenste
weiterhin exklusiv eine zusätzliche FaBS-Unterstützung von 5,00 € pro Teil-
nehmenden pro Tag gewährt, um die Freizeit im Hinblick auf den besonders
hohen Anteil von Kindern aus sozial benachteiligten Familien auf einem bezahl-
baren Niveau zu halten.

 Die Ermäßigung für Inhabende des Braunschweig-Passes wird wie folgt geregelt:
o Für das erstgeborene Teilnehmerkind wird ein Preisnachlass pro Tag

von 10,00 € vom vollen Teilnehmerentgelt gewährt.
o Für das zweitgeborene Kind (1. Geschwisterkind) gilt ein Preisnachlass

von 50 % des Teilnehmerentgeltes des erstgeborenen Teilnehmerkindes.
o Alle weiteren Geschwisterkinder erhalten einen Nachlass von 100 % des

Teilnehmerentgeltes.

 Teilnehmende, welche außerhalb Braunschweigs wohnhaft sind oder in
stationären Einrichtungen der Jugendhilfe untergebracht sind, bekommen
keine Zuschüsse/Ermäßigungen wie Geschwisterermäßigung oder die FaBS-
Unterstützung.

 Die Geschwisterermäßigung für die Ferienfreizeiten wird wie folgt gehandhabt:
o Für das erstgeborene Teilnehmerkind müssen 100 % des Teilnehmer-

entgeltes gezahlt werden.
o Für das zweitgeborene Teilnehmerkind (1. Geschwisterkind) wird ein

Preisnachlass von 50 % des Teilnehmerentgeltes gewährt.
o Alle weiteren Geschwisterkinder erhalten einen Nachlass von 100 %

des Teilnehmerentgeltes.

 Für die Sommerferienfreizeit wird für bis zu 10 Betreuerkinder und für die Oster-,
Herbst- und Winterfreizeit jeweils für ein Betreuerkind je ein Platz kostenlos vor-
gehalten.

 Die Aufwandsentschädigungen für die ehrenamtlichen Betreuungskräfte bleiben
jeweils pro Tag bei 13,00 € für die Sommerferienfreizeit bzw. 8,50 € für die Oster-,
Familien-, Herbst-, und Winterfreizeit.

Abstimmungsergebnis:
bei drei Enthaltungen beschlossen
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15. Teilnahmeentgelte für die Ferien in Braunschweig (FiBS)-
Angebote: Sportscamp und 2stromLand

24-24898

Beschluss:
1. Die Teilnahmegebühr für das SportsCamp wird auf 75,00 € pro Kind festgelegt.
2. Die Teilnahmegebühr für das 2stromLand wird auf 80,00 € pro Kind festgelegt.

Abstimmungsergebnis:
bei drei Enthaltungen beschlossen

Ratsvorsitzender Graffstedt unterbricht die Sitzung in der Zeit von 15:36 Uhr bis 16:09 Uhr
für eine Pause.

Nach der Pause findet in der Zeit von 16:10 Uhr bis 16:23 Uhr die Einwohnerfragestunde
unter Leitung von Ratsvorsitzendem Graffstedt statt.

16. Mobilitätsentwicklungsplan 2035+ 24-24770
16.1. Änderungsantrag DS 24-24770

„Mobilitätsentwicklungsplan 2035+“
Änderungsantrag der BIBS-Fraktion

25-25183

16.2. Mobilitätsentwicklungsplan 2035+
Änderungsantrag zur Vorlage 24-24770
Änderungsantrag der Gruppe Die FRAKTION. BS

24-24770-01

16.3. Mobilitätsentwicklungsplan 2035+ 
Änderungsantrag zur Vorlage 24-24770
Änderungsantrag der AfD-Fraktion

24-24770-02

16.4. Mobilitätsentwicklungsplan 2035+
Änderungsantrag zur Vorlage 24-24770
Änderungsantrag der Fraktionen der CDU und FDP

24-24770-03

16.5. Mobilitätsentwicklungsplan 2035+
Änderungsantrag zur Vorlage 24-24770
Änderungsantrag der Gruppe Die FRAKTION. BS und
der BIBS-Fraktion

24-24770-04

Ratsvorsitzender Graffstedt weist darauf hin, dass zu der Vorlage 24-24770 die Änderungs-
anträge 25-25183, 24-24770-01, 24-24770-02, 24-24770-03 und 24-24770-04 vorliegen.
Er weist ferner darauf hin, dass der Änderungsantrag 24-24770-04 die Änderungsanträge
25-25183 und 24-24770-01 ersetzt. Ratsvorsitzender Graffstedt erläutert die vorgesehene
Abstimmungsreihenfolge und stellt fest, dass sich hiergegen kein Widerspruch erhebt.

Stadtbaurat Leuer führt in die Vorlage ein.

Anschließend bringen Ratsherr Wirtz den Änderungsantrag 24-24770-02, Ratsherr Pohler
den interfraktionellen Änderungsantrag 24-24770-03 und Ratsherr Behrens den interfrak-
tionellen Änderungsantrag 24-24770-04 ein und begründen diesen jeweils.

Nach der Aussprache lässt Ratsvorsitzender Graffstedt zuerst über den Änderungsantrag
24-24770-02, anschließend über den Änderungsantrag 24-24770-03 und danach über den
Änderungsantrag 24-24770-04 abstimmen und stellt fest, dass diese jeweils abgelehnt
werden. Sodann stellt er die Vorlage 24-24770 zur Abstimmung.
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Beschluss zu Änderungsantrag 24-24770-02:
Die Beschlussvorlage erhält als neuen Teilabschnitt 2 die folgende Formulierung:

„2. Die Verwaltung wird im Rahmen der verfügbaren Ressourcen beauftragt,
71 Maßnahmen aus dem Zielszenario zu konkretisieren und koordiniert umzusetzen.

Aus den verbliebenen 17 Maßnahmen, ersichtlich in der entsprechenden Tabelle,

werden die Einzelmaßnahmen
R11, R12, IM3, K3, V3 weiterverfolgt, aber auf die niedrigste Priorität zurückgesetzt

und die Teilmaßnahmen
R1, R2, F9, K2, K7, K10, P1, P3, R13, RS1, RS2 gestrichen

sowie
M5 höher priorisiert umgesetzt.

Vor der jeweiligen Umsetzung sind die Maßnahmen den Ratsgremien zur Entscheidung
vorzulegen.“

Die Teilabschnitte 1 und 3 bleiben unverändert.

Abstimmungsergebnis:
bei zwei Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt

Beschluss zu Änderungsantrag 24-24770-03:
1. Der Prüfauftrag der Maßnahme K7 (Konzept zur Verlagerung des Durchgangsverkehrs
(z. B. Verkehrsuntersuchung Bohlweg)) wird dahingehend konkretisiert, dass mindestens
eine einseitige Befahrung des Bohlwegs und die Erreichbarkeit der Parkhäuser für den
Kfz-Verkehr möglich bleiben. Die Maßnahmen K8 (Optimierung der südlichen Innenstadt-
umfahrung) und K9 (Prüfung und ggf. Umbau des Wilhelminischen-Rings) werden dem-
entsprechend angepasst.

2. Die Maßnahmen R9 (Analyse und Abbau von bestehenden Hindernissen im Radverkehrs-
netz) und R10 (Qualitätssicherung für Radwege) werden prioritär umgesetzt. Die dafür not-
wendigen finanziellen Mittel sind jeweils umgehend bereitzustellen, übergangsweise aus
den im Doppelhaushalt 2025/2026 vorgesehenen Mitteln für die Velorouten.

3. Die Maßnahmen R5 (Qualitätsstandards im Radverkehr umsetzen), R13 (Ausbau
geschützte Radfahrstreifen (Protected bike lanes)), K6 (Prüfung und ggf. Umbau des
City-Rings), K10 (Prüfung der verkehrsmittelübergreifenden Bedeutung des Brodwegs)
und M3 (Mobilitätsberatung und -angebote für Bürger schaffen) des Zielszenarios 2035
werden ersatzlos gestrichen. Ebenso gestrichen wird die Maßnahme R11 (Ausbau von
Radwegen zu Velorouten), dies beinhaltet alle zukünftigen und derzeitig in der Planung
befindlichen Routen.

4. Die Verwaltung wird im Rahmen der verfügbaren Ressourcen beauftragt, die beinhalteten
Maßnahmen aus dem Zielszenario 2035 weiter zu konkretisieren. Es findet eine kontinuier-
liche Verbandsbeteiligung (AAI, IHK, ADAC, ADFC etc.) statt. Vor der möglichen Umsetzung
sind die Maßnahmen den Ratsgremien einzeln und inklusive einer belastbaren Kosten- und
Zeitplanung zur Entscheidung vorzulegen.

5. Die Verwaltung wird beauftragt, durch unabhängige, externe, wissenschaftliche Fachleute
ein kontinuierliches professionelles Monitoring der zugrundeliegenden Zukunftsannahmen,
z. B. Entwicklung des ÖPNV, und der Auswirkungen beschlossener Maßnahmen sicher-
zustellen und das Monitoring den Ratsgremien jährlich in Form eines Kompaktberichtes
vorzulegen. Mit den Ergebnissen und gewonnenen Erkenntnissen wird iterativ die Ziel-
erreichung kontrolliert. Bei sich verändernden Mobilitätsanforderungen wird auf neue
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Herausforderungen reagiert und unter Einbeziehung der relevanten Akteure neue Lösungen
entwickelt.

6. Der Mobilitätsentwicklungsplan 2035+ wird unter Maßgabe der in den Punkten 1. bis 5.
beschriebenen Änderungen zum Verwaltungsentwurf als ganzheitliche und strategische
Planungsgrundlage der Verwaltung zustimmend zur Kenntnis genommen.

Abstimmungsergebnis:
bei einigen Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt

Beschluss zu Änderungsantrag 24-24770-04:
In dem Vorschlag der Verwaltung werden die neuen Punkte 3. bis 6. aufgenommen.
Die fortlaufende Nummerierung wird entsprechend angepasst.

1. Der Mobilitätsentwicklungsplan 2035+ wird als ganzheitliche und strategische Planungs-
grundlage der Verwaltung zustimmend zur Kenntnis genommen.

2. Die Verwaltung wird im Rahmen der verfügbaren Ressourcen beauftragt, die 88 Maß-
nahmen aus dem Zielszenario 2035 zu konkretisieren und koordiniert umzusetzen.
Vor der jeweiligen Umsetzung sind die Maßnahmen den Ratsgremien zur Entscheidung
vorzulegen.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, konkrete Maßnahmen zur Optimierung des Mobilitäts-
entwicklungsplans zu erarbeiten und dem Rat in spätestens 6 Monaten vorzulegen, so
dass das Erreichen des Zielszenarios nicht von äußeren Effekten abhängig ist, die nicht
in der Planungshoheit der Stadt liegen. Die Berechnungen für den zu erwartenden Modal
Split werden aktualisiert, ebenso wie die der THG-Reduktionen.

4. Die folgenden Beschreibungen in der Anlage 3 „Maßnahmentabelle“ werden durch
die ursprünglich vom AMTA zur Prüfung beschlossenen Maßnahmenbeschreibungen
(siehe Anlage 1) ganz bzw. teilweise ersetzt:
a. R10: Qualitätssicherung für Radwege
b. A1: Konsequenter Ausbau der Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum
c. P1: Erarbeitung einer städtischen Stellplatzsatzung
d. P4: Parkraum-Bedarfsprüfung

5. Die folgenden Beschreibungen in der Anlage 3 „Maßnahmentabelle“ werden durch
die Maßnahmenbeschreibungen in Anlage 2 ersetzt:
a. R2: Umgestaltung von Innenstädten
b. K7: Konzept zur Verlagerung des Durchgangsverkehrs (z.B. Verkehrsuntersuchung

Bohlweg)
c. P2: Planung von Quartiersgaragen in Neubaugebieten forcieren und Nachrüstung

in Bestandsquartieren prüfen

6. Prüfung und Planung einer Umgestaltung der Güldenstraße mit Sackgassenbildung
in Höhe Ein- und Ausfahrten Tiefgarage Eiermarkt und einspurigen Restverkehr,
dabei Durchlass für den ÖPNV. Prüfung und Planung einer Sackgassenbildung
der Breiten Straße zwischen Kaffee- und Mummetwete sowie der Gördelingerstraße /
Brabandtstraße im Bereich Altstadtmarkt, auch hier Durchlass für den ÖPNV (siehe
Anlage 2).
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Die Verwaltung wird beauftragt, den Fortschritt der Maßnahmenumsetzung zu untersuchen
und den politischen Gremien, den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Interessensträgern
zu berichten. Mit den Ergebnissen und gewonnenen Erkenntnissen wird iterativ die Ziel-
erreichung kontrolliert. Bei sich verändernden Mobilitätsanforderungen wird auf neue Heraus-
forderungen reagiert und unter Einbeziehung der relevanten Akteure neue Lösungen ent-
wickelt.

Abstimmungsergebnis:
bei wenigen Fürstimmen abgelehnt

Beschluss zu Vorlage 24-24770:
1. Der Mobilitätsentwicklungsplan 2035+ wird als ganzheitliche und strategische Planungs-
grundlage der Verwaltung zustimmend zur Kenntnis genommen.

2. Die Verwaltung wird im Rahmen der verfügbaren Ressourcen beauftragt, die 88 Maß-
nahmen aus dem Zielszenario 2035 zu konkretisieren und koordiniert umzusetzen. Vor der
jeweiligen Umsetzung sind die Maßnahmen den Ratsgremien zur Entscheidung vorzulegen.

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Fortschritt der Maßnahmenumsetzung zu untersuchen
und den politischen Gremien, den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Interessensträgern zu
berichten. Mit den Ergebnissen und gewonnenen Erkenntnissen wird iterativ die Zielerreichung
kontrolliert. Bei sich verändernden Mobilitätsanforderungen wird auf neue Herausforderungen
reagiert und unter Einbeziehung der relevanten Akteure neue Lösungen entwickelt.

Abstimmungsergebnis:
bei einigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen beschlossen

17. Sanierungsgebiet „Soziale Stadt - Westliches Ringgebiet“ 
4. Teilaufhebung der Sanierungssatzung über das förmlich
festgelegte Sanierungsgebiet

24-23919

Beschluss:
Die Satzung über die 4. Teilaufhebung der Sanierungssatzung vom 19. Juni 2001
(Amtsblatt für die Stadt Braunschweig Nr. 17 vom 19. September 2001) über das
förmlich festgelegte Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet“ der Stadt Braunschweig
wird wie in der als Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen

18. Sanierungsgebiet „Soziale Stadt - Westliches Ringgebiet“,
Zweite Änderung der Richtlinie der Stadt Braunschweig zur
Förderung von Maßnahmen mit Städtebauförderungsmitteln

24-24828

Beschluss:
Der zweiten Änderung der „Richtlinie der Stadt Braunschweig zur Förderung von
Maßnahmen mit Städtebauförderungsmitteln (Förderrichtlinie zur Stadterneuerung)“
im Sanierungsgebiet „Soziale Stadt - Westliches Ringgebiet“ wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen
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19. Änderung der Sportförderrichtlinie der Stadt Braunschweig 24-24876

Während der Behandlung von Tagesordnungspunkt 19 übernimmt stellvertretende Rats-
vorsitzende Kluth ab 18:04 Uhr die Sitzungsleitung.

Im Anschluss an die Aussprache lässt stellvertretende Ratsvorsitzende Kluth über die
Vorlage 24-24876 abstimmen.

Beschluss:
1.: Die Sportförderrichtlinie der Stadt Braunschweig wird wie folgt geändert:

1.1.:
Ziffer 3.2 wird wie folgt ergänzt:

Antragsberechtigt sind des Weiteren auch Zusammenschlüsse und Kooperationen
der o. g. Vereine, sofern alle Mitgliedsvereine des Zusammenschlusses bzw. der
Kooperation die oben genannten Voraussetzungen erfüllen.

1.2.:
Ziffer 3.4.4 (Präventionskonzept für Kinderschutz und Schutz vor sexualisierter Gewalt
im Sport) wird mit folgendem Text eingefügt:

Die Stadt Braunschweig kann den Braunschweiger Sportvereinen auf prüffähigen
Antrag, für die feste Implementierung eines Präventionskonzeptes für Kinderschutz
und Schutz vor sexualisierter Gewalt in die eigenen Vereinsstrukturen, eine einmalige
Zuwendung in Höhe von bis zu 500,00 Euro gewähren. Darauf aufbauend können
weitere jährliche Förderoptionen in Höhe von jeweils bis zu 250,00 Euro für Braun-
schweiger Sportvereine erfolgen, sowohl

a) für die Förderung weiterer aufbauender Maßnahmen zur wiederkehrenden Sensi-
    bilisierung der Problematik sexualisierter und anderer Gewalt im Sport durch fach-
    kundige externe Organisationen als auch

b) für die Benennung und Beschäftigung einer qualifiziert ausgebildeten Vertrauens-
    person für Kinderschutz im Ehren- oder Hauptamt.

2.: Die Änderungen treten rückwirkend zum 1. Januar 2025 in Kraft.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig beschlossen

Nach der Behandlung von Tagesordnungspunkt 19 übernimmt Ratsvorsitzender Graffstedt
wieder die Sitzungsleitung.

20. Anträge - Fortsetzung (weitere Anträge i. S. v. § 14 Ziffer 9
Geschäftsordnung)

20.1. Antrag: Bau eines Hochgeschwindigkeitskonzeptes
in Braunschweig - Der „Ringkansen“
Antrag der Gruppe Die FRAKTION. BS

25-25133

Ratsfrau Saxel bringt den Antrag 25-25133 ein und begründet diesen.

Während der Aussprache übernimmt stellvertretende Ratsvorsitzende Kluth von 18:15 Uhr
bis 18:17 Uhr die Sitzungsleitung. Danach übernimmt Ratsvorsitzender Graffstedt wieder
die Sitzungsleitung.
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Nach der Aussprache stellt Ratsvorsitzender Graffstedt den Antrag 25-25133 zur Abstim-
mung.

Beschluss:
Der Rat der Stadt Braunschweig möge beschließen, dass die Stadt Braunschweig zur
Umsetzung des Mobilitätsprojekts „Ringkansen“ eine Stiftung gründet. Diese Stiftung soll
ein Hochgeschwindigkeitskonzept für den Braunschweiger Ring entwickeln und umsetzen.
Nach dem Vorbild des japanischen Shinkansen soll auf der mehrspurigen Ringstraße rund
um den Stadtkern eine Hochgeschwindigkeitsstrecke entstehen. Auf dieser sollen speziell
entwickelte Züge effizient und pünktlich die Stadt umrunden. Das Projekt soll den weg-
weisenden Namen „Ringkansen“ tragen und Braunschweig zur ersten Hochgeschwindigkeits-
metropole Deutschlands machen.

Abstimmungsergebnis:
bei wenigen Fürstimmen und einer Enthaltung abgelehnt

21. Anfragen
Die Behandlung der Anfragen erfolgt in der Zeit von 18:18 Uhr bis 18:25 Uhr.

21.1. Sportstätteninvestitionsprogramm für das Bad Gliesmarode
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN

25-25185

21.1.1.Sportstätteninvestitionsprogramm für das Bad Gliesmarode
Stellungnahme der Verwaltung

25-25185-01

Ergebnis:
Die Beantwortung erfolgt durch Ltd. Gewerbedirektor Gekeler (Stellungnahme 25-25185-01).
Eine Nachfrage wird beantwortet.

21.2. Lokaler Aktionsplan gegen Rechtsextremismus
Anfrage der Gruppe Die FRAKTION. BS

25-25182

21.2.1.Lokaler Aktionsplan gegen Rechtsextremismus
Stellungnahme der Verwaltung

25-25182-01

Ergebnis:
Die Beantwortung erfolgt schriftlich (Stellungnahme 25-25182-01).

21.3. Gibt es ausreichende Planungsdaten zum Gliesmaroder Bad?
Anfrage der AfD-Fraktion

25-25190

21.3.1.Gibt es ausreichende Planungsdaten zum Gliesmaroder Bad?
Stellungnahme der Verwaltung

25-25190-01

Ergebnis:
Die Beantwortung erfolgt durch Ersten Stadtrat Geiger (Stellungnahme 25-25190-01).

Ratsvorsitzender Graffstedt stellt fest, dass der Rat alle Punkte des öffentlichen Teils
der Sitzung behandelt hat.

gez. gez. gez.

Dr. Kornblum Graffstedt Hellemann
Oberbürgermeister Ratsvorsitzender Protokollführerin
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